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Schriftliche Anfrage

19. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage

der Abgeordneten Franziska Brychcy und Tobias Schulze (LINKE)

vom 04. Mai 2023 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 05. Mai 2023)

zum Thema:
Staatsvertrag Lehrkräftebildung: Eine bundesweite Lösung gegen den Lehr-
kräftemangel

und Antwort vom 17. Mai 2023 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 22. Mai 2023)



Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 

 

 

 

 

 

Frau Abgeordnete Franziska Brychcy und Herrn Abgeordneten Tobias Schulze (LINKE) 

über 

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin 

 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

 

A n t w o r t  

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/15424 

vom 4. Mai 2023  

über Staatsvertrag Lehrkräftebildung: Eine bundesweite Lösung gegen den 

Lehrkräftemangel 

_________________________________________________________________________________ 

 

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 

1. Am 9. Februar 2023 verabschiedete das Abgeordnetenhaus von Berlin den Antrag „Der 

Lehrkräftemangel braucht bundesweite Lösungen!“ der damaligen Koalitionsfraktionen SPD, Bündnis 

90/Die Grünen und DIE LINKE (Drs. 19/0848). Darin wird der Senat, wie im Koalitionsvertrag von 2021 

vereinbart, aufgefordert, die KMK-Präsidentschaft 2023 zu nutzen, um einen Staatsvertrag zur 

Lehrkräftebildung zu initiieren. Ziel solle es laut Antrag sein, dass sich alle Bundesländer verbindlich zur 

bedarfsdeckenden und bedarfsgerechten Ausbildung von Lehrkräften auf der Grundlage standardisierter 

Lehrkräftebedarfsprognosen verpflichten. Welche Maßnahmen hat der Senat ergriffen, um diesen Beschluss 

umzusetzen?  

 

Zu 1.: Der bis zur Senatsneubildung amtierende Senat hatte noch keinen Beschluss über 

das in der damaligen Koalitionsvereinbarung festgehaltene Vorhaben, einen 

Staatsvertrag zu initiieren, getroffen. Dementsprechend wurden noch keine Maßnahmen 

ergriffen.  
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2. Das Land Bremen hat wenig später einen von den Fraktionen der CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen 

und DIE LINKE gemeinsam eingebrachten Antrag mit ähnlicher Stoßrichtung beschlossen (Drs. 20/1789). 

Hat der Senat seitdem konkrete Initiativen auf Ebene der KMK zur Initiierung eines Staatsvertrags 

unternommen, ggfs. in Kooperation mit dem Land Bremen? Gibt es Vereinbarungen zum weiteren 

Vorgehen? 

 

3. Hat der Senat Kenntnis darüber, ob sich weitere Länder der Forderung nach einem Staatsvertrag zur 

Lehrkräftebildung anschließen? 

 

4. Wie positioniert sich der neue Senat zum Vorhaben, die Ausbildungskapazitäten der Länder im Bereich 

Lehrkräftebildung per Staatsvertrag verbindlich zu regeln? 

 

5. Aufgrund des Fortdauerns der Wahlperiode ist auch der neue Senat an die bis zur Wiederholungswahl 

am 12. Februar 2023 gefällten Beschlüsse des Abgeordnetenhauses von Berlin gebunden. Welche 

Maßnahmen plant der neue Senat auf Ebene der KMK zur Umsetzung des besagten Beschlusses? Welche 

inhaltlichen Schwerpunkte wird er dabei setzen? 

 

Zu 2., 3., 4. und 5.: Die Abstimmungen zwischen den Berliner Verwaltungen zur Frage, ob 

und wie ein Staatsvertrag auf der Ebene der Kultusministerkonferenz initiiert werden wird, 

konnte aufgrund der Senatsneubildung noch nicht abgeschlossen werden.  

Ein Senatsbeschluss zu dieser Angelegenheit wird voraussichtlich im Sommer 2023 

erfolgen.  

 

 

Berlin, den 17. Mai 2023 

 

 

In Vertretung 

Christina Henke 

Senatsverwaltung für Bildung,  

Jugend und Familie 

 

 


